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Sechs und ſechzigſte Sitzung .

Karlsruhe den 28 , Jan . 1823 .

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erfhienenen Mitglieder , mit

t

Nusnabme

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden ,

Sr . Durchlaucht , des Herrn Fuͤrſten v. Fuͤrſtenberg ,

der Herren Staatsminiſter , Frhrn . v. Berſtett und

v. Berkheim ,

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner , und

des Herrn Staatsraths , Frhrn . v. Zyllnhardt .

Weiter anweſend :

der Herr Regierungs - Commiſſaͤr , Staatsrath v. Gulat .

Unter dem Vorſitz

des zweyten Vicepraͤſidenten , Staatsraths Frhrn .
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Sechs und ſechzigſte Sitzung vom 28 . Jan . 473

Der Vicepraͤſident legte nachſtehende Mitthei —
lungen der zweyten Kammer vor :

1 ) in Betreff des von derſelben angenommenen
Geſetzentwurfs , uͤber die Dauer der landſtaͤndi⸗
ſchen Eigenſchaft eines Abgeordneten ;

Beylage Ziffer 161 ( ungedruckt ) und

Unterbeylage zu Ziffer 161 .

M In Betreff des von der zweyten Kammer an —⸗

genommenen Geſetzentwurfs uͤber das Straßen⸗

geld ;

Beylage Ziffer 162 ( ungedruckt ) und

Unterbeylage zu Ziffer 162 .

net 3 ) Jn Betreff der Vitte um einen Gefegentwiürf

e
Åber Die Reform deg bisherigen Amtsreviſorat⸗
weſens ;

Beylage Ziffer 163 . ( ungedruckt ) und
und

Unterbeylage zu Ziffer 163 .

Die Kammer

rò i befchloß
und dieſelben in einer Vorberathung in Betrachtung

zu ziehen .

M Wegen des von der zweyten Kammer abge -
lehnten Beytritts zu dem Geſetzentwurfe in Be —

treff der Buͤchercenſur ;

Beylage Ziffer 164 . und

at. Unterbeylage zu Siffer 164 ( ungedrudt ) :

6

dieſe Mittheilung zu den Acten zu legen .

rn . Von dem Vicepraͤſidenten aufgefordert , er —

ſtattete der Praͤlat He bel den Commiſſionsbericht über

Protokolle der 1. Kammer . ar Bd. 31

Š
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Protofolle der Erfen Kammer ,

die Mittheilung der zweyten Kammer , — einer neuen

Stempelordnung ;

Beylage Lifer 165 ,

Die Kammer

beſchloß

die Discuſſton daruͤber in abgekuͤrzter Form vorzunehmen .

v. Rotteck : ? Bey Gelegenheit dieſer , aus guten

Gruͤnden beſchloſſenen , Abkuͤrzung der Berathungsformen
erlaube ich mir , mein Bedauern daruͤber auszudruͤcken ,

daß die Commiſſionen uͤber mehrere andere hoch —

wichtige Gegenſtaͤnde , insbeſondere die zur Begutach —

tung deg Conferiptionggefegeg , dann auch jene

wegen Uebernahme der Diſtrietsſchulden ihre Be —

richte noch nicht erſtattet haben . Wenn es bey der von

der Regierung auf den 31 . Jaͤnner verkuͤndeten Schlie⸗
ßung des Landtags ſein Bewenden behaͤlt , ſo haben
wir außer dem heutigen noch drey Tage zur Berathung .
Die Verſpaͤtung der bemerkten Berichte wird alſo zur

Folge haben , daß die Kammer , ohne ſelbſteigene Be —

rathung , und ohne die Moͤglichkeit , den von ihren Mit —

gliedern etwa anzuregenden Ideen die gebuͤhrende Auf —

merkſamkeit zu ſchenken , lediglich auf die ſchnell zu ge —

ſchehende Genehmigung oder Verwerfung der Commiſ —

ſionsantraͤge , welche etwa am letzten Sitzungstage an

ſie gelangen , ſich wird beſchraͤnken muͤſſen . Ihre eigene
geſetzgebende Autoritaͤt wird ſie alſo hingegeben , d. H.

factiſch dieſelbe verloren , und ein unbedingtes Com —

promiß auf ihre Commiſſton geſtellt haben . Ich haͤtte

ſehr gewuͤnſcht , daß die Commiſſionen , in Erwaͤgung
der uns noch fo kurz zugemeſſenen Zeit , ihre Berichts —

erſtattung beſchleunigt , und da es allerdings nicht mehr
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Sechs und ſechzigſte Sitzung vom 28 . Jan . 475

moͤglich iſt beides , die Commiſſtonsberathung und Be⸗

richts verfaſſung , und die Discuſſton in der Kammer ,

mit befriedigender Muße und Vollſtaͤndigkeit vorangehen
zu laſſen , wenigſtens eine billige Theilung der paar Tage
Unter die Commiffiong - und die Kammer: Berathung
im uge behalten Håtten . Wierdingg mögen die Mit -

Blieder diefer hohen Kammer aug den Verhandlungen
der zweyten Kammer , und aus den Entwuͤrfen der Re

gierung ſich bereits uͤber die Berathungsgegenſtaͤnde un —

terrichtet , und eine beſtimmte Richtung ihrer Anſichten

genommen haben ; aber der naͤhere Leitfaden der Dis —

cuſſion und Abſtimmung bleibt immer der Commiſſions⸗

bericht , und eg ift alfo nõthig , diefen bey Zeiten åt er -

haͤlten, um auf Verwerfung oder Genehmigung ſeiner

Antraͤge mit Ueberzeugung ſtimmen zu koͤnnen

Frhr . v. Türkheim : Als ernannter Berichtser⸗

ſtatter uͤber das Conſcriptionsgeſetz , bemerke ich nur , daß
die dafuͤr niedergeſetzte Commiſſion erſt vor wenig Ta —⸗

gen mit den Herrn Regierungscommiſſaͤren den nothwen⸗

digen Zu ſammentritt uͤber dieſen wichtigen und umfaſſen⸗
den Gegenſtand halten konnte , worauf ich mich ſogleich
an die Entwerfung des Berichts gemacht habe . Finde

ich nur einen Tag , welchen ich der Ausarbeitung dieſes

Berichts widmen kann , ſo werde ich denſelben uͤberge⸗
ben ; aber went ' idy , wie mehrere aùdere verehrte Mit

Blieder , mit Sitzungen , Commiſſivnsverhandlungen und

andern Geſchaͤften ſo ſehr in Anſpruch genommen werde ,

als in den letzten Zeiten der Foll war , ſo kann ich dieß

freylich eben ſo wenig verbuͤrgen als ich mich theilen
fain . rogat

—*
Wenn es uͤbrigens beh dem Schluſſe des Landkags

auf den 31 . dieſes Monats buchſtaͤblich bleibt , ſo liegt
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es auf platter Hand , daß man ſich ohnehin vergeblich fta

bemuͤhen wird , ein ſolches Geſchaͤft noch in der Kam — tri

mer ſelbſt zu erledigen . om

Frhr . v. Falkenſtein erklaͤrt fich in demfelben 6

Sinne mit dem Beyſatze : daß der Geſetzentwurf , wegen ab

Uebernahme alter Landesſchulden auf die Amortiſations — fe

kaſſe erſt vor 3 Tagen Gegenſtand der commiſſariſchen Y

Verhandlung geworden fey . N

Nachdem von dem Vicepraͤſidenten geaͤußert
worden , dafi eg bey- der Verlegenheit , in melder dit u

f Kammer fich wegen der Unbeftimmtheit der zu ihren he

Diefjåhrigén Berathungen nod gegebenen Beit befinde in

allerdings wuͤnſchenswerth waͤre , wenn der anweſende k

Herr Regierungscommiſſaͤr hieruͤber eine Erlaͤuterung T

geben koͤnnte, hierauf aber der Herr Regierungscommiſſaͤr / a

Staatsrath v. Gulat , die Erklaͤrung abgegeben hatte bi

‘ daf er nicht im Stande fey ; Aber diefe Frage Mug v

funft zu ertheilen , jedoch auf den von dem Frhen , Y n

Weſſenberg geaͤußerten Wunſch , daß die hohe Regie⸗
rung um baldige , gewiſſe Auskunft daruͤber angegan⸗

gen werden moͤchte : ob und welche Verlaͤngerung des

Landtags etwa eintreten koͤnnte ? ſich fuͤr bereit erklaͤrt

hatte , die Regierung von dieſem geaͤußerten Wunſche ,

welchen die Kammer zu dem ihrigen machte , in Kennt⸗

niß zu ſetzen , fuͤhrte der Vicepraͤſi dent auf den eigent⸗
lichen Gegenſtand der Berathung zuruͤck.

-

5

5

a

Frhr vW effenbergi : Da die bigberige Taf -
und Sportelordnung mit mehrern weſentlichen Gebrechen

und Maͤngeln behaftet iſt , wie aus den Berichten , die

in der zweyten , und jetzt in dieſer hohen Kammer er —
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fattet wurden , genugfam erhellet , fo finde ih den Beys

dam⸗ tritt zu dem Antrage der zweyten Rammer um fô ange -

mefener , alg eine Berbefferung allerdings wuͤnſchens⸗

werth iſt , und ſich vorzuͤglich in der vorgeſchlagenen
elben Stempeleinrichtung ein Mittel dazu darſtellt ; uͤbrigens

egen aber auf dieſes beſondere Mittel nur in der Voraus —

ions⸗ ſetzung angetragen wird , daß die Regierung dabey nicht

ſchen Anſtaͤnde oder Inconvenienzen finden werde , welche die

Nachtheile der bisherigen Einrichtung noch uͤberwoͤgen .

ußert | Srhr . v Zårfheim : Unfere gegenwärtige Tar -

die und Sportelordnung iſt an und fuͤr ſich hoͤchſt mangel⸗

ihren haft , und veranlaßt dadurch , wie der Berichtserſtatter

finde , in der zweyten Kammer bereits gezeigt hat , viele Will⸗

ſende | kuͤhrlichkeiten und Ungleichheiten in der Anwendung .

rung | Die Natur der beftehenden Einrichtung bringt eg aber

iſſaͤr/ auch mit ſich , daß Unordnungen , ſelbſt Unterſchleife , da —

jatte bep nicht vermieden werden Fónnens defen ungeachtet

Aus⸗ verurſacht die Nothwendigkeit , denſelben wenigſtens

ne t nach Moͤglichkeit Schranken zu ſetzen , eine unendliche

degie⸗ Vervielfaͤltigung der Geſchaͤfte , und ein hoͤchſt laͤſtiges

egan⸗ Formenwefen . Vey den Memternwird ein eigenes Subs

des altern - ⸗Individuum faſt ausſchließend damitbeſchaͤftigt⸗
flått und da mit dicfer blog mechanifehen , aber mùhfamen ,

aſche/ Beſchaͤftigung einige Emolumente verbunden ſeyn muͤſſen ,

ennt⸗ ſo entſteht daraus oft der weitere Uebelſtand , daß das

gent⸗ brauchbarſte Subject , welches der Beamte mit groͤßerm

Nutzen fuͤr wichtigere Arbeiten benutzen koͤnnte , gerade
fuͤr dieſes am wenigſten Faͤhigkeit , aber Verlaͤßigkeit er⸗

Tax⸗ fordernde , und etwas eintragende Geſchaͤft verwendet

echen |
Wird . Gey der Mittelftele nimmt dieſer Gegendſtand

„ Die einen Rath wenigſtens zur Haͤlfte , und einen Reviſor

r er⸗ ganz in Anſpruch . Alles dieß zuſammen gerechn

—*



478 Protokolle der Erſten Kammer .

macht , daß gewiß keine Einnahmsquelle in unſerer Staats⸗

haushaltung exiſtirt , bey welcher die Differenz zwiſchen
der Brutto⸗ und der Netto⸗Einnahme ſo groß iſt , wie

bey dem Tax⸗ und Sportelertrag . Wenn alſo eine ein —

fachere , dieſes Mißverhaͤltniß beſeitigende , Einrichtung
getroffen werden kann , ſo wird dadurch auch der Bor -
theil erreicht , dag entweder die an die Stelle der Tapen
und Gporteln tretende , indirecte Beſteuerung zur Er⸗

leichterung der Partheyen verringert , oder wenn ſie der

bisherigen gleich bleibt , die Staatseinnahme erhoͤht
werden fann .

| Das in Anregung gebrachte , einfachere Syſtem ei⸗
nes Claſſen - und Gradationsſtempels hat zwar in der

Ausfuͤhrung auch ſeine Schwierigkeiten , deren Beſeiti⸗
gung vorſichtige Beſtimmungen erfordert ; allein dieſe
find Sahe der Regierung , wenn fie den in Antrag ge
brachten , gang allgemein auszudruͤckenden , Wunſch in

Betrachtung zu ziehen fuͤr gut findet . Daß die Sache
aber môglich feye , beweist dag Beyfpiet mehrerer Staas

ten , in welhen cine folche Einrichtung beftebt .
Die angefåhrten Grånde dürften hinreichen , der

vorgeſchlagenen Bitte beyzutreten , und ich halte es |
ùberflùgig , fo wie mit der ung fparfam zugemeſſenen
Zeit nicht vereinbar , bey der gegenwaͤrtig ganz im All⸗

gemeinen ſtehen bleibenden Anregung in das Detail ei⸗

ner moͤglichen Ausfuͤhrung einzugehen .

Zachariaͤe Da die fuͤr unſere Berathungen noch
uͤbrige Zeit ſo beſchraͤnkt iſt , da es ſich dermalen nur

von einer , der Regierung zur Pruͤfung zu empfehlen⸗
den Maßregel handelt , ſo beſchraͤnke ich mich auf einige
Bemerkungen uͤber den vorliegenden , ſo vielſeitigen ,

Gegenſtand .
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Ich werde dabey nur die Gerichts ſporteln vor

Augen haben . Ich werde die vorgeſchlagenen Maßre —

geln , an die Stelle dieſer Sporteln einen Stempel

zu ſetzen , hauptſaͤchlich aus dem Standpuncte des

Rechts beurtheilen .

Der bisherigen Einrichtung ſteht vornehmlich die

Einwendung entgegen , daß , wie auh immer die Tar ?

und Sportelordnung beſchaffen ſeyn mag , der richter⸗

lichen Willkuͤhr ein zu großer Spielraum gelaſſen wird .

Setzt man an die Stelle der Sporteln einen Stem⸗

pel , ſo hat dieſe Maßregel gerade umgekehrt das fuͤr

ſich , daß ſie alle Willkuͤhr der Gerichte ausſchließt .

Aber indem ſie dieſen Vortheil gewaͤhrt, fuͤhrt ſie zu⸗

gleich den Nachtheil mit ſich , daß ſie die Moͤglich⸗

keit ausſchließt , bey der Beſtimmung der Gerichtsko⸗

ſten die Eigenthuͤmlichkeiteines jeden einzelnen Fal⸗

teg , — die groͤßere oder geringere Schwierigkeit , mit

welcher die Verhandlung einer Rechtsſache verbunden

iſt , — zu beruͤckſichtigen .

Man hat alſo zwiſchen zwey Uebeln zu waͤhlen .

Allerdings moͤchte die vorgeſchlagene Maßregel das

kleinere Uebel ſeyn .

Zugleich ſteht dieſe Maßregel mit der Beſchaffen⸗

heit des gerichtlichen Verfahrens in Verbindung .

Bis jetzt hat man , meines Wiſſens , die Maßregel ,

wenigſtens im Großen und mit Erfolg , nur da ver —

ſucht. wo Rechtsſachen muͤndlich verhandelt wurden ,

daher zweifle ich auch , ob die Regierung auf den Vor⸗

ſchlag eingehen koͤnne , bevor ſie nicht iber die Ge -

richtsverfaſſung einen endguͤltigen Beſchluß ge —

faßt hat .

Uebrigens wuͤrde die Maßregel auf keinen Fall die

Gebihren får Relationen und Urtheile ausſchlie —
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ßen . Dieſe Gebuͤhren haben ſehr viel får fih , befons
derg wenn dag Verfahren ſchriftlich und nicht oͤffent—
lich iſt .

Hebel glaubt , daß der Umſtand , daß im gerich⸗
lichen Verfahren vielleicht bald eine Veraͤnderung ein⸗
treten werde , der in Frage ſtehenden Bitte um ſo we⸗
niger in den Weg treten koͤnne, als ohnehin jene Ver⸗
änderung noch weitausfehend fey , und , wenn fie auh
wirflich eintreten folte , Die Regierung algdann auch
wegen der neuen Gtempelordnung die geeignete Ruͤck⸗
ſicht nehmen werde .

v. Kettner traͤgt darauf an , daß blos auf den
erſten Theil der von der zweyten Kammer mitgetheilten
Bitte eingegangen werde , indem durch die Bemerkun —

gen des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ Zweifel in
ihm erregt worden ſeyen , ob es moͤglich ſey , fuͤr ſaͤmmt⸗
liche Taxen und Sporteln blos den Stempel zu fubfti -
tuiren , Da der Fall denkbar waͤre, daß alsdann Jemand
in einer Rechts - oder Polizeyſache fuͤr eine kleine Aus —⸗
fertigung von wenigen Zeilen eben ſo viel fuͤr Stempel
zahlen muͤßte, als ein anderer fuͤr eine Grift von ei -
nem ganzen Bogen .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Der Zweifel , ob die in
Anregung gebrachte Einrichtung moͤglich ſeye , wird
durch die Bitte um dieſelbe , in ſo fern ſie moͤglich er⸗
funden werde , hinlaͤnglich beruͤckſichtigt. Um uͤbrigens
in das Detail einer Eroͤrterung dieſer Moͤglichkeit ein —

zugehen , muͤßte man alle Verwickelungen , ſowohl der

gegenwaͤrtigen , als der in Anregung gebrachten Ein —



ons

ont -

in⸗

er⸗

uch

is

8s

Sechs und ſechzigſte Sitzung vom W. Jan . 481

richtung ſehr umſtaͤndlich unterſuchen , und ſich zugleich

mit einer Caſuiſtik ihrer Anwendung in einzelnen Faͤl⸗

len ausruͤſten . Obgleich ich als Adminiſtrativbeamter

in Betreff der gegenwaͤrtigen Einrichtung einige Erfah -

rung habe , fo bin ih doh auf ein folches Detail , þin -

ſichtlich des vorgeſchlagenen Claſſen - und Gradations⸗

Stempels , nicht genugſam vorbereitet ; nur ſo viel kann

ich bemerken , daß in der Idee , und ſchon in der Be —

nennung deſſelben eine Antwort auf das Bedenkenliegt⸗

daß dadurch mehr , als durch die bisherigen Taxen ,

eine gleiche Gebuͤhr von mehr und minder wichtigen

Geſchaͤften erhoben wuͤrde . Auch iſt es nicht richtig , daß

die Einrichtung blos in Staaten beſtehe , wo muͤndliches

Gerichtsverfahren eingefuͤhrt iſt ; das Gegentheil be —

weist , ſo viel ich gegenwaͤrtig ohne ſpezielle Kenntniß

anfuͤhren kann , das Beyſpiel von Naſſau , und , wenig⸗

ſtens bis zu einem gewiſſen Grade , jenes von Oeſter⸗

reich .

Ich finde , nach alem dem , die , in der WMittheiz

lung Der zwepten Kammer nur generell ausgedruͤckte ,

Anregung ganz unverfaͤnglich , und glaube , daß man

ihr ganz beytreten muß , oder gar nicht , da es augen —

ſcheinlich iſt , daß man uͤber Wortveraͤnderungen nicht

mehr mit derſelben correſpondiren fann .

Auf gehaltene Umfrage erflårte ſich die Kammer

mit 14 gegen 2 Gtimmen gegen Den Antrag deS Land -

oberjágermeifters v. Kettner , und får den unbeding -

ten Beytritt zu der von der zwepten Kammer in Bor -

ſchlag gebrachten Bitte ,

Von dem Vicepråfidenten aufgefordert , erz

i
— AA —



482 Protokolle der Erſten Kammer .

— ftattete der geh . Hofrath Zacharik den Commiffions -
bericht úber Die von Der zwepten Kammer , megen der

|

von der Regierung vorgelegten Nacdhweifung dber den

Staatshaushalt waͤhrend des Rechnungsjahres 1820 /

gefaßten Beſchluͤſſe ;

Beylage Ziffer 166 .

—

—

—

—
—

—⸗

—

Auf die Bemerkung des Vicepraͤſidenten ,
daß dieſer Bericht ſogleich zu drucken , und unter die

Mitglieder zu vertheilen ſeyn werde , entgegnet |
——
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v. Rotteck : Da wir uns , ſo langenicht eine Er—
klaͤrung der Regierung uͤber Verlaͤngerung des Landtags
vorliegt , nach der von derſelben fruͤher erlaſſenen Ver —

kuͤndung zu richten die Pflicht haben , ſo ſcheint es mir

ſehr unzweckmaͤßig , den Druck des eben gehoͤrten Be —

richtes zu verordnen . Denn der Druck kann kaum vol —

lendet werden bis zum 31 . Jaͤnner . Wollen wir alſo
denſelben der Discuſſion unterwerfen , ſo muß es auf
kuͤrzerem Wege geſchehen . Leicht koͤnnenaus dem ein —

zigen Manuſcript , wenn es auf der Kanzley der

Einſicht der Mitglieder bereit gehalten wird , dieſelben

ſich , in ſo ferne ſie uͤber die bereits angehoͤrte Verle —

ſung noch eine weitere Einſicht wuͤnſchen , die noͤthigen
Vorbereitungen ſchoͤpfen , und es ſind im Jahr 1820 ,

als eine aͤhnliche Zeitklemme gegen den Glug deg |

Landtags eintrat , mehrere gleich - und mehr mid - |
tige Gefeg ohne gedruckte Berichte discu —

tirt und angenommen oder verworfen worden . Jetzt

noch den Druck eines Berichts verordnen , heißt ſoviel ,
als erklaͤren , daß man den Gegenſtand gar nicht mehr
erledigen wolle .

——

|
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Nach einigen , von mehrern Mitgliedern gemachten

Gegenbemerkungen , daß uͤber die Beendigung des

Landtags in dem jetzigen Augenblick keine Gewißheit

moͤglich ſeye , indeſſen aber dieſer Bericht fuͤglich dem

Druͤck uͤbergeben werden koͤnne , und nachdem der Vi⸗

cepråfident im Namen der Kammer nochmals den

anmwefenden Herrn Regierungscommiſſaͤr erſucht hatte ,

ſo bald als moͤglich hieruͤber der Kammer eine be -

ſtimmte Erklaͤrung zu geben , wurde einhellig gegen den

Hofrath v . Rotteck

beſchloſſen :

den verleſenen Bericht ſogleich drucken , und un⸗

ter die Mitglieder austheilen zu laſſen .

Hiermit wurde die Sitzung geſchloſſen .

Zachariaͤ .

Hebel .
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Unterbeylage zu Ziffer 161 .

Ludwig von Gottes Gnaden ,

Großher zog zu Baden , Herzog zu Zaͤhrin —
gen , Landgraf zu Nellenburg , Graf zu Sa —

lem , Petershauſen und Hanau ze . ze .

Da ùber den Ginn der ŞS. 29 , ZT , 38 , und

79 der Perfaffunggurfunde in den beiden Kammern

Unferer getrenen Gtånde Zweifel und Anſtaͤnde erho —
ben worden find , die eine gefegliche €Entfcheidung er -
fordern ; fo finden Wir Un gnådigf bewogen , mit

Zuſtimmung Unſerer getreuen Staͤnde zu verordnen ,
wie folgt :

EL

Der §. 79 der Berfaffungsurfunde , welder al -
fo lautet :

u Die Reihenfolge , mornah die Abgeordneten
der Grundherrn , der Staͤdte und Aemter aus
der Verſammlung austreten , wird auf dem erſten
Landtag fuͤr die einzelnen Wahlbezirke ein fuͤr alle⸗
mal durch das Loos beſtimmt . Die Haͤlfte der

grundherrlichen Abgeordneten tritt im Jahr 823
aug . Fm Jabr 1821 tritt ein Biertel der Ub -

geordneten der Grádte und Memter , und dann
alle zwey Fahre wieder ein Viertel ang ; ”

wird durh folgenden Bufa naͤher beſtimmt , und da -

mit zugleich die Verfaſſung ergaͤnzt :
Der Austritt geſchieht mit dem letzten Decem⸗
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ber der genannten Jahre , wenn niht die Kam -

mern an diefem Tage zu einem ordentlichen ún

auſſerordentlichen Landtag verſammelt ſind , in

welchem Fal die austretenden Mitglieder thre

Eigenſchaft bis zum Schluß des Landtags bey -

behalten ,
S as

Dem 6. 31 der Verfaſſungsurkunde , welcher ſo

lautet :

„ Jede der beiden Landesuniverſitaͤten waͤhlt

ihren Abgeordneten auf vier Jahre aus der Mitte

der Profeſſoren , oder aus der Zahl der Gelehr —

ten , oder der Staatsdiener des Landes nach

Willkuͤhr . Nur die oͤffentlichen Profeſſoren ſind

waͤhlbar, “

wird zur Erlaͤuterung und zur Ergaͤnzung der Verfaſ —

ſung folgender Zuſatz angefuͤgt :
Beide Abgeordnete der Univerſitaͤten , es moͤgen

die zunaͤchſt Gewaͤhlten , oder , wegen deren fruͤ—

hern Austritt ihre Stellvertreter ſeyn , treten

mit Der Hålfte der grundherrlihen Abgeordneten

gleichzeitig aug .

Gegeben Karlóruhe den ;

Die zweyte Kammer . der Staͤndeverſammlung
nimmt vorſtehenden Geſetzentwurf an .

Karlsruhe den 27ſten Jaͤnner 1823 .

Im Namen der unterthaͤnigſt treu gehorſamſten

zweyten Kammer der Staͤndeverſammlung .

Der Praͤſident :
Dr . P . G. Duttlinger .

die Secretaͤre ,

Baumgaͤrtner ,

Speyerer .
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Unterbeylage Ziffer 162 .
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Ludwig von Gottes Gnaden ,

Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤhrin —

gen , Landgraf zu Nellenburg , Graf zu
Salem , Petershauſen und

Hanau ꝛe. ꝛc.

Wir haben Ung gnaͤdigſt entſchloſſen , die in dem

Straßengeldgeſetze vom 5. Qetober 1820 bewilligten
Befreyungen weiter auszudehnen , und verordnen , unter

Zuſtimmung Unſerer getreuen Staͤnde , wie folgt :

Mrt . L

Alle inlaͤndiſchen Fuhren frohndpflichtiger Eigen -
thuͤmer , die mit inlaͤndiſchen landwirthſchaftlichen rohen
Erzeugnifen , Getreide , Marftvictualien jeder Art ,
Duͤngungsmitteln , rohen Handelsgewaͤchſen und Weinen ,
ohne Beymiſchung von Kaufmannsguͤtern beladen ſind ,
ſind im innern Verkehr ſowohl , als bey dem Verbrin —

gen in ' s Ausland , frey vom Straßengelde . Ebenſo
ſind unbeladene inlaͤndiſche Bauernfuhren, ſelbſt wenn

ſie vom Auslande zuruͤckkehren , ebenfalls dieſer Mb -

gabe niht unterworfen :

Frey vom Straßengelde ſind im innern Verkehr

auch alle mit andern Gegenſtaͤnde beladene inlaͤndiſche
Bauernfuhren , die der Eigenthuͤmer der Fuhre zum

Betrieb der Landwirthſchaft oder zu haͤuslichen Beduͤrf—

*
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niſſen innerhalb eines Umkreiſes von fuͤnf Stunden

bezieht .
Auf unbeſchraͤnkte Entfernung dagegen iſt von

der Entrichtung frey : der Bezug von Brennholz zum

eigenen Bedarf mit eigener Fuhre ; ferner unverarbei⸗
tele Baumaterialien , nſofern ſie zum eigenen Bedarf ,

oder fuͤr das Beduͤrfniß der politiſchen und Kirchen⸗

gemeinde beſtimmt ſind , und mit eigener oder fremder

unbezahlter Fuhre gefuͤhrt werden , ſelbſt wenn ſie vom

Auslande kommen .

Die unbedingte Freyheit vom Straßengelde tritt

ebenfalls ein : Bey allen Fuhren , Chaiſen und Reit —

pferden , welche die eigene und benachbarte Gemar⸗

kung des Eigenthuͤmers nicht uͤberſchreiten , oder ſich

nicht uͤber eine Stunde vom Orte entfernen .

Der Abſatz 8 , ſo wie der erſte Theil des Abſa⸗

Beg ro 6. 7 des Straßengeldgeſetzes vom 5. October
1820 iſt hierdurch aufgehoben .

M ama

Die Beſtimmung des Art . 7 Abſatz 11 jenes Ge⸗

ſetzes wird dahin abgeaͤndert , daß nicht nur dasjenige

inlaͤndiſche Vieh , welches zur Abſchlachtung oder zur

Nachzucht von einem Orte im Lande zum andern vere

bracht wird , fondern auch ales Vieh , welches von

Landwirthen zum Verkauf auf einheimiſche oder aus⸗

laͤndiſche Maͤrkte gefuͤhrt, oder von Landwirthen unver⸗

kauft zuruͤckgefuͤhrt wird , dem Straßengelde nicht un⸗

terworfen ſeyn ſoll.

Art . 3

Das Straßengeld von inlaͤndiſchen Fuhren die

mit Holz , Stein - oder Holzkohlen , Torf , ebenſo mit
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Baumaterialién und Maſſeln beladen find , wird auf
die Haͤlfte des beſtehenden Tarifs herabgeſetzt .

Mit . 4

Jedem Eigenthuͤmer von Chaiſen und Reitpfer⸗
den , der nicht zur Claſſe der Lohnkutſcher gehoͤrt , ſoll
auf Verlangen die Straßengeldfrehheit fuͤr den eigenen
Gebrauch ſeiner Equipage und ſeiner Reitpferde inner⸗
halb eines Umkreiſes von fuͤnf bis zehn Stunden von
ſeinem Wohnorte gegen Erlegung einer Abgabe von
jaͤhrlichen fuͤnf Gulden fuͤr die fuͤnf erſten Stunden ,
und eines weitern Guldens von jeder weitern Stunde
von jedem Pferde verwilligt werden .

Solchen Eigenthuͤmern von Chaiſen und Pfer⸗
den jedoch , welche , ohne zur Claſſe der eigentli —
chen Lohnkutſcher zu gehoͤren, gleichwohl ihre Wagen
und Pferde , wenn auch nicht regelmaͤßig zu Lohnfuh⸗
ren benutzen , kann gegen die geordnete Abgabe der
freye eigene Gebrauch nur får ibre Perſon und Jaz
milienglieder ohne Theilnahme eines Dritten bewilligt
werden , fo Dag fie bey jeder Theilnahme eines Drit
ten dem vollen Gtrafengelde unterliegen ,

Die Duittung . über die bezahlte Abgabe dient
als Freyſchein .

Art . 5 .

Die Zeit der Abgabe der Chauſſeezeichen , welche
in dem Geſetze v. 5 . Oct . 1820 Art . 13 Abſatz 4 auf
zwey Stunden nach der Ankunft beſtimmt iſt , wird
auf 24 Stunden ausgedehnt , jedoch darf der Pflich —
tige den Ort der Abgabe noch nicht veranlaſſen haben .
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Unterbeylage zu Ziffer 168 .

Durchlauchtigſter Großherzog !

Seit mehrern Jahren ſchon haben ſich von allen

Seiten her laute und gerechte Klagen gegen die Art

und Weiſe erhoben , wie die Rechtspolizey verwaltet

wird , und namentlich hat man gefuͤhlt, daß das Fn -

ſtitut der Amtsrevlſorate in keiner Hinſicht geeignet iſt ,
ſeinem hochwichtigen Zwecke gehoͤrig zu entſprechen ,
daß es vielmehr eines Theils nicht die noͤthige Si⸗

cherheit fuͤr die Richtigkeit der Verwaltung der Rechts —
polizey gewaͤhrt , andern Theils unverhaͤltnißmaͤßige ,
das Volk ſehr belaſtende , Koſten veranlaßt , und end⸗

lich zu Unterſchleifen und Uebervortheilungen Gelegen⸗
heit gibt . Von der Ueberzeugung durchdrungen , daß

aus dieſen Gruͤnden hierin eine Abaͤnderung dringend

nothwendig iſt , hat die zweyte Kammer HoͤchſtIhrer
getreuen Staͤnde in ihrer oͤffentlichen Sitzung vom

Iyten dieſes Monats beſchloſſen , Eurer Koͤniglichen
Hoheit die unterthaͤnigſte Bitte vorzutragen : Höͤchſt

Ihren getreuen Staͤnden einen Geſetzentwurf vorlegen

zu laſſen , wodurch die Amtsreviſorate in ihrem Be -

ſtande abgeſchafft , und eine voͤllige Reform in der Ver —

waltung der willkuͤhrlichen Gerichtsbarkeit , und zwar

dahin borgenommen werde , daß dieſelbe von Nota —

rien , wohn nur wiſſenſchaftlich gebildete Maͤnner zu

erneunen waͤren , beſorgt werde , ohne daß die Par —

theyen an eine beſtimmte Perſon gebunden ſeyn ſollen .
Karlsruhe den 17 . Jaͤnner 1823 .

Protokolle der Erſten Kammer . Ar Bd. 32
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E Beylage Ziffer 164 .

' ; Un

| das Hochverehrliche Praͤſfidium der Erſten
Kammer der Staͤndeverſammlung .

|
d

Ai J Wir Haben die Ehre , das Hochverehrlihe Prá -
ia fiðium der Ergen Kammer in Kenntniß zu ſetzen , daß N

m die zweyte Kammer nach dim in ihrer 103 . Giţung
men am 18 . d. M . gefaßten Beſchluſſe den Beytritt zug i bem unter dem zwepten Auguft d , Y. ihr mitgetheil -

E ten Gefege ; die Båcdhercenfur betreffend , mit Stim -

0 meneinhelligkeit abgelehnt hat , obgleich ſie , wenn nicht
10000 uͤberwiegende Gruͤnde fuͤr ihren Beſchluß vorlaͤgen ,

[ i | mit Der von der Erſten Kammer vorgefchlagenen neuen

| Faſſung des Geſetzentwurfs einverſtanden geweſen
pi waͤre.

A

Die wichtigſten der Gruͤnde , auf melhe fih der

Veſchluß der zweyten Kammer fågt , find :

. ) Weil der Haupttheil jenes Geſetzvorſchlags , naͤm⸗
tih die Buridnahme ver Verordnung vom 5. Nor |
vember 1819 , ſoweit ſie die Bundesbeſchluͤſſe von

20 . September uͤberſchritten , kein Geſetz , ſondern
eine , auf den ausdruͤcklichen Wunſch beider Kam⸗

| ‘ mern voljogene , Handlung deg Regenten ift ,
I | | welche zwar die Kammern zum innigfen Danfe

ni ii
auffordert , aber ihrer Zuftimmung nicht bedarf ,
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und weil åberbaupt flar it , dap die Regierung

durch die Berordnung dom I , Februar 1821 gar

fein Gefeg habe erlaffen wollen ;

. ) Weil wir eg bedenflich fánden , wenn die reprås =
fentativen Kammern eineg Staates , defen Ber -

faſſung ausdruͤcklich und feyerlich Preßfreyheit
verheißet , durch geſetzliche Beſchluͤſſe die Fort⸗
dauer der Herrſchaft der Cenſur , — und waͤre

ſie auch nur eine proviſoriſche — ſelbſt foͤrmlich
anerkennten .

Beide hierher communicirte Geſetzentwuͤrfe folgen
Daher in den Anlagen zuruͤck.

Karlsruhe den 20 . Jaͤnner 1823 .

Im Na men der zweyten Kammer der Staͤndeberſammlung .

Der Praͤſident

Foͤhrenbach ,

der erſte Secretaͤr ,
Itz ſt ein .

ge t
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Beylage Ziffer 165 .

Commifſionsbericht

uͤber

die Mittheilung der zweyten Kammer we ?

gen einer neuen Gtempelordnung .

Erſtattet

von dem Praͤlaten Hebel .

Der Wunſch , die gegenwaͤrtig geltende Tax⸗ und

Sportelordnung mit einer neueu , verbeſſerten vertauſcht

zu ſehen , iſt in der zweyten Kammer ſchon fruͤher

und lebhaft ausgefprohen , und in der 24 . Siung

derfelben am . , Juny de J . gu einer Motion erhoben

worden . Der in der Gigung vom 18 , Nov . erftattete

Commiſſtionsbericht war vollkommen ihr zuſagend , und

die daruͤber gepflogene Discuſſion hatte den hierher

mitgetheilten Beſchluß zur Folge , Seine Koͤnigliche Ho⸗

þeit , den Grofherzog , um den Entwurf eines Gefe ”

geg zu bitten , wodurh die gegenwårtige Tar - Spot

tel - und Gtempelordnung verbefert , und infofern niht

unuͤberſteigliche Hinderniſſe im Wege ſtehen , dahin ab⸗

geaͤndert werde , daß alle Taxen und Sporteln abge —

ſchafft , und alle dieſe Abgab en auf den Stempel allein

gelegt werden .

Die Commiffion , in deren Namen ih Hier yor

zutragen bie Ehre Ha be , bat fih von vem Gehalt der

—
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Gruͤnde fuͤr dieſen Beſchluß in der Maaße uͤberzeugt ,

daß ſie ſich nur fuͤr denſelben ausſprechen kann .

Die beſtehende Sportelordnung vom Jahre rgo ?

hat das Schickſal gehabt , ein Beweis zu werden / wie

ſchwer es fey , allgemeine Vorſchriften und Maaße

ur ſichern Anwendung auf unzaͤhlig viele und vieler⸗

| lep einzelne Gålle aufguftellen . Cine Menge yon nóthig

gewordenen Nachtrågen und Erlaͤuterungen hat ſie faſt

zu einem kleinen Codex vermehrt , ihr aber ſchwerlich

die Einfachheit , Beſtimmtheit und Sicherheit in der

Anwendung gegeben , die ihr gu- fehlen ( hien ,
{iro

Menn die gegenwårtige Tarı und Sportelordnung

doch noch in manchen Faͤllen nur auf die Analogie

verweist , in andern nur das Minimum und Maximin

beſtimmt , manches ganz in die Willkuͤhr der admini⸗

ſtrativen oder richterlichen Behoͤrdeſetzt, ſo rechtfertigt fie

opne Zweifel den Wuafh nah - einer befti mmtèren ,

Aber ſelbſt die geſetzlichen Beſtimmungen , wie

ſie vorliegen , vermoͤgen nicht genug die Gleichmaͤßig⸗
keit der Sportelanſaͤtze zu ſichern , inſofern ſie nicht rein

nach der Natur und dem Belange des Gegenſtandes ,

ſondern zugleich nach der Zeit und Schriftbogenzahl
bemeſſen werden , welche ungleich faͤhige oder ungleich

thaͤtige Perſonen , die das Geſchaͤft zu beſorgen haben ,

darauf verwenden muͤſſen oder wollen .

Je druͤckender in der Menge der indirecten Ab⸗

gaben jede einzelne werden muß , deſto wuͤnſchens wer⸗
iher iſt es , daß bey jeder durch feſte , alle Willkuͤhr

ausſchließende , dem Geſetze der Gleichheit entſprechende
Beſtimmungen , dem Mißmuth , womit ſie getragen

werden , moͤglichſt begegnet werde .

Den gegruͤndeten Wunſch um Verbeſſerung der
Tax⸗ und Sportelordnung unterſtuͤtzt aber noch beſon⸗

derg die Erwaͤgung einer Weitfchichtigkeit , und ihrer

Gefaͤhrtin , der Koſtſpieligkeit , welche von der gegen

|

|

|
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Protokolle der Erſten Kammer .

waͤrtigen unzertrennlich ſcheint . Es iſt bekannt und

anerkannt , wie weit unter dem Bruttoertrage dieſer
Einnahme der reine Gewinn ſtehe , der aus dieſer
Quelle in die Staatskaſſe fließt und ebenſo einleuch⸗
tend die wohlthaͤtige Folge der Verminderung dieſer
Koſten durch Vereinfachung , ſey es , daß die Staats⸗
kaſſe ſelbſt den reichern Ertrag an ſich ziehen wolle ,
oder daß man die erzielte Erſparniß zu dem wuͤn⸗
fhengwerthen 3wed benugen wollte , die Faren und
Sporteln ſelbſt zur dankeswerthen Erleichterung Derer ,
auf welchen ſie liegen , herabzuſetzen .

Dlie gaͤnzliche Abſchaffung aller Taxen und Spor⸗
teln , und die Uebertragung derſelben auf den Stem⸗
pel allein duͤrfte wohl der geeignetſte und ſicherſte ,
aber auch nach großen Schwierigkeiten unterworfene ,
Weg zu der gewuͤnſchten Vereinfachung ſeyn . Allein
es iſt nicht noͤthig, dieſer Schwierigkeiten umſtaͤndli —
cher zu gedenken , da in der Faſſung der vorliegenden
Bitte an Sr . Koͤniglichen Hoheit die Erfuͤllung der —
ſelben ausdruͤcklich an die Bedingung geknuͤpft iſt , wenn
nicht unuͤberſteigliche Hinderniſſe im Wege ſtehen , und
es bleibt ſonach der Commiſſion nur noch uͤbrig , der
hohen Kammer dieſe mitgetheilte Bitte zu unbedingter
Beyſtimmung zu empfehlen .
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inace

Beylage Ziffer 166 .

Commiſſions⸗Bericht

úber

die von der proeyten Kammet , wegen der von . der

Regierung vorgelegten Nachweiſung uͤber den

Staatshaushalt waͤhrend des Rechnungs⸗

jahrs 1820 —1821 , gefaßten Beſchluͤſſe .

Erſtattet

von dem geh . Hofrath Zachariaͤ .

Sof

In dem 55 . 86. der Verfaſſungsurkunde iſt die

Vorſchrift enthalten :

Wit dem Entwurfe des Auflagengeſetzes wird

das Staatsbudget und eine detaillirte Ue —

berſicht uͤber die Verwendung der ver —

willigten Gelder von den früheren

Etatsjahren uͤbergeben . “

In Gemaͤßheit dieſer Vorſchrift legte das Finanz⸗

miniſterium , den 30 . Maͤrz 1822 , der zweyten Kam -

mer eine Nachweiſung uͤber die Verwendung der auf

dem Landtage des Jahres 1820 fuͤr die Rechnungsjahre
1820 u. 1821 verwilligten Gelder vor , jedoch nur me -

gen des Rechnungsjahrs 1820 , indem die Rechnung

r -A aai
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A får das folgende Jabr damals noch nicht geſchlof
W fen war . -

; N ii
Um dieſe Nachweiſung richtig verſtehen und ge⸗

hoͤrig beurtheilen zu koͤnnen, iſt es vor allen Dingen
notwendig , fih die Mrt zu vergegenmårtigen , wie—
auf dem Landtage vom Jahre 1820 das Geſetz uͤberr “

w den Staatshaushalt (fuͤr die Rechnungsjahre 1820
VR und 1821 ) zu Stande fum .

|} Auskunft hieruͤber gibt insbeſondere theils der

wnferer Kammer mitgetheilte Auszug aus dem Proz
tokolle der zweyten Kammer iber die geheime Sitzung
vom 27 Suly 1820 —: yas Protool im Ganzen
iſt nie an die Erſte Kammer gelangt — theils dert
Landtagsabſchied vom 5. October 1820 ( die erfterej Urkunde ſteht in den gedruckten Verhandlungen der Er⸗
ſten Kammer vom Jahre 1820 , Seite 698 ; die letz⸗
tere in dem Regierungsblatte vom Jahre 1820 ,
Rro . 15 ) .

: Die erſtere Urkunde , deren Inhalt durch einen
Ai Beſchluß der Erſten Kammer genehmigt wurde , lautet|

| woͤrtlich ſo WRAN à i i
i Durch Stimmeneinhelligkeit erklaͤrte ſich die zweyte|

Rammer damit : einperfanden , dafod >

i AD: im dem . vorgelegten Budget ( fie 1820 und
! 194824 ) : an: dem verlangten Fond fir ’ dag l

W f i 2 d SRedhuungsjabr 1820 , von . f 9,469,000|
: und fuͤr das Rechnj . 1821 von — 9,472,000

fóbrlih die Summe von fi 250,000 in Mb - J
zug zu bringen , und folglich als Fond , zur J

Deckung der Staatsbeduͤrfniſſe , anzuwenden
ſey , pro 1820 amia fl 9, . 219, . 000

— MAIU HTE beri : i as D22000
2 ) Unter die Musgabspofitionen beider Repuungg -

l anunèsikabyes feyen noh — ifùr die - Univerfitåt Frey⸗

—

—

—
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fof - burg , und zur Unterſtuͤtzung der Schullehrer —

fl . 35,000 aufzunehmen .

3 ) Abſtrahire die Kammer von den in den

ge⸗ Specialberichten der Budgetscommiſſion ange⸗

gen tragenen und im Generalausgabeberichte zu —

wie ſammengeſtellten Moderationen und Streichun⸗
ber gen 2c ,

20 A) Ueber jene fl . 250,000 , welche von den

Budgetseinnahmen abgezogen worden , ſtehe

der der Kammer die naͤhere Begimmung zu , ſo ,

ro⸗ daß ihr uͤberlaſſen bleibe , welche Einnahmepoſten

ing ganz oder zum Theil wegfallen ſollen . (Dieſe

en Beſtimmung erfolgte in einem anderweiten

der Beſchluſſe . )
ere 5) Der Regierung ſey anheimzuſtellen , an welche

Sps Ausgabepoſitionen die Erſparung von fi. 285,000

etz⸗ gemacht werden ſolle . Nur bey dem Aufwande
0O. | fuͤr beſondere Staatsanſtalten und fuͤr oͤffent⸗

| tiche Arbeiten , und bey den Pofitionen får

pei Schuldentilgungen und Entſchaͤdigungen duͤrfe

tet keine an dere Herabſetzung Statt haben , alg

|
in Betreff der Adminiſtrationskoſten .

te

Die zweyte Urkunde enthaͤlt die an das Finanz⸗

nd miniſterium gerichtete Weiſung , gewiſſe , in dem von

as der Regierung vorgelegten Budget aufgefuͤhrte , Abga⸗

0 ben , in dem Betrage von fl . 250,000 , zufolge der

jQ: Befohlüfe des Kammern , niht u erheben , dagegen

z die Gtaatgauggaben um die obengedachten fl. 35000

ir zu erhoͤhen , mit dem Zuſatze :
n Iſt es Unſer feſter und unabaͤnderlicher Wille , daß ,

Q zur Herſtellung des Gleichgewichts zwiſchen Ein -

0 nahme und Ausgabe , die hiernach erforderliche

Erfparnife von fl. 285,000 får jedeg der betref -
$ À fenden zwey Finanziahre , ohne den Aufwand
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fuͤr beſondere Staatsanſtalten und oͤffentliche Ar —

beiten , ſodann fuͤr Schuldentilgungen und Ent —

ſchaͤdigungen , weſentlichen Eintrag zu thun , auch
wirklich eintreten , und es haben die Einleitungen

zur Vollziehung dieſes reglementariſchen Beſchluſ —
ſes bereits begonnen . “

Das Reſultat der damaligen Verhandlungen —

die Regel , nach welcher die vorliegende Rechenſchaft
zu beurtheilen iſt , — kann in folgende Saͤtze zuſam⸗
mengefaßt werden : >

1) Von den Einnahmen , welche Dag von der Regies

rung vorgelegte Budget aufzåblt , folen gewife ,
durch die Beſchluͤſſe der Kammern beſtimmte ,
Steuern , deren Ertrag ſich , nach eben dieſem
Budget , auf fl . 250,000 belåuft , abgezogen
werden .

VMit der uͤbrig bleibenden Einnahme ( alfo nah
dem Budget der Regierung ,

mit fi . 9,219,000 ' fùr 1820 ,
mif fl . 9,222,000 fùr 1821 )

ſoll waͤhrend dieſer zwey Jahre der geſammte

Staatsaufwand , und zwar nicht nur der in dem

Budget angegebene , ſondern auch noch ein weite —

rer von fl . 35,000 , beſtritten werden .

3 ) Da mit der Einnahme ( 1) auch die Aus⸗

gabe zu mindern iſt , ſo ſoll der Ausfall in der

Einnahme durch Erſparniſſe gedeckt werden . An

welchen Ausgaben dieſe Erſparniſſe zu machen
find , bleibt dem Ermeſſen der Regierung uͤberlaſ —
ſen . Nur bey gewiſſen , durch Beſchluͤſſe der

Kammern beſtimmten , Ausgaben darf feine Er -

ſparniß gemacht werden .

Zu dieſem Reſultat fuͤhrte die Neuheit aller durch
die Verfaſſung begruͤndeter Verhaͤltniſſe , ſo ſehr auch
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dieſes Reſultat , wie in der Erſten Kammer damals

nicht ungeruͤgt gelaſſen wurde , theils wegen der Ver⸗

antwortlichkeit , welche es der Regierung aufbuͤrdete,
theils wegen der Streitfragen , zu welchen es den Keim

enthielt , dem Tadel ausgeſetzt ſeyn mochte .

G3 .

Sn Gemåfheit jener Vorſchrift der Verfaſſungs⸗

urkunde und in Beziehung auf dte fo eben angefuͤhr⸗

ten Verhandlungen des vorigen Landtages , hat nun

das Finanzminiſterlum auf dem jegigen Landtage Re -

chenfhaft von feinem Haushalten ( waͤhrend des Jahres

1820 ) abgelegt , ohne ùbrigeng dieſer Rechenſchaft

einen Antrag oder eine Andeutung wegen der auf die —

ſelbe von den Kammern zu faſſenden endlichen Be⸗
ſchluͤſſe hinzuzufuͤgen .

Indem wir jetzt die Hauptreſultate dieſer Rechen⸗

ſchaft anzufuͤhren gedenken , beziehen wir uns , was

Zahlen und Einzelnheiten betrifft , theils auf die in

den Sitzungen der zweyten Kammer von dem Herrn

Staatsrathe Boͤckh gehaltenen ausfuͤhrlichen und ſach —

reichen Vortraͤge , theils auf den mit eben ſo viel
Fleiß als Sachkenntniß abgefaßten Bericht , welcher
uͤber den vorliegenden Gegenſtand in der zwepten Kam -

mer erſtattet worden iſt , mit der Bemerkung , daß ein

verehrtes und in dieſem Verwaltungszweige beſonders

erfahrnes Mitglied unſerer Commiſſion , welches die

nicht geringe Muͤhwaltung uͤbernahm , den Vortrag des

Finanzminiſterlums und den in der zweyten Kammer

erſtatteten Commiſſionsbericht mit den uns mitgetheil —

ten Rechnungen und Belegen zu vergleichen , mit eini —

gen weniger erheblichen Abweichungen zu denſelben

Reſultaten , wie der Berichtserſtatter der zweyten Kam —

mer , gelangt iſt .

Hierbey duͤrfen wir nicht die Klage unterdruͤcken
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( ſte iſt auch in der andern Kammer laut geworden ) ,
daß unſer Staatsrechnungsweſen , ſeinen Abtheilungen
und uͤberhaupt ſeiner Einrichtung nach , bis jetzt noch
wenig oder gar nicht mit dem Budget und deſſen ein⸗

zelnen Anſaͤtzen in Einklang ſteht . Nicht nur wird durch
dieſen Mangel die Pruͤfung des jedesmaligen Budgets
oder einer wegen einer abgelaufenen Budgetsperiode
abgelegten Rechenſchaft gar ſehr erſchwert , ſondern es

wird auch ein Hauptzweck unſerer Verfaſſung — den

Staatshaushalt dem oͤffentlichen Urtheile offen zu uns

terwerfen — gefåhrdet oder vereitelt ,

ç 4

Die allgemeinen tnd die Hauptrefultate der ab -

gelegten Rechenſchaft find nun folgende z
1) E $ ift in dem Rechnungsiahr 1820 mepe

eingenommen worden , alg nah dem Anfhlage ,
den dag vón der Regierung entworfene Budget entz

hielt , 3u erwarten mar , und mithin mehr , al8 in der

zufolge dieſes Anſchlages gefaßten Beſchluͤſſen der Kam⸗

mern vorausgeſetzt wurde . ( Die Einnahme mwar ange -

ſchlagen zu fl . 9,219,000 ; ſie betrug fl . 9,553,730 ,
mithin fi . 3834,730 uͤber den vorlaͤuſtgen Anſchlag . )
Dieſe Mehreinnahme erwuchs aus dem Mehrertrage
einiger im Jahre 1820 bewilligten Steuern , ſo wie

einiger im Budget des Jahres 1820 aufgefuͤhrten
Staatseinkuͤnfte , nicht aus dem Bezuge neuer und nicht
bewilligter Abgaben .

2) Eg ift in dem Rechnungsjahre 1820 mehr
ausgegeben worden , als nach dem Budget des

Jahres 1820 ( vergl . oben §. 2 ) auggugeben gewefen
wåre . Die Musgabe þåtte ff, 9,219,000 ( oder , nad
einem in dem Commiffiongaerichte der zwepten Kam -

mer bemerkten Abzuge , fl . 9,216,000 ) betragen fol -
len ; fie betrug aber fi . 9,486,949 .



e

koeawos

=

OO

O

SaȚŢa

w

—

eo

u

w

~

aoan

Sechs und ſechzigſte Sitzung vom W. Jan . 501

3) Wenn auh in einigen Fådern deg Staats -

nufwandeg mehr ausgegeben : worden ift , als nach dem

im Budget vom Jahre 1820 enthaltenen Anſchlage

haͤtte ausgegeben werden ſollen , ſo iſt doch in anderen

Faͤchern die Ausgabe hinter dieſem Anſchlage zuruͤck⸗

geblieben , oder es iſt , wie ſich das Finanzminiſterium
augdridt , in andern Faͤchern ein Erſparniß ein —

getreten . Es betraͤgt dieſes Erſparniß nach dem Vor⸗

trage deg Finanzminifteriums vom 30 . Mårz 1822 ,

fi . 260,272 , alfo ungefåhr ſo viel , alg eg nad ) den

Landtagsverhandlungen des Jahres 1820 ( abgeſehen

einſtweilen von dem Mehraufwande ) betragen ſollte .

Endlich wird in demſelben Vortrage

D der Ruͤckſtaͤnde und Vorraͤthe gedacht , welche

zu Ende des Rechnungsjahres 1820 beziehungsweiſe
noch nicht eingegangen oder noch nicht verkauft waren .

Beide , die Ruͤckſtaͤnde und die Vorraͤthe , ſchrelben

ſich theils von dem Rechnungsjahre 1820 , theils von

den fruͤheren Jahren her . Sie betrugen am Ende des

Jahres 1820 zwiſchen fl . 1,700,000 und 1,800,000 .
Das Finanzminiſterlum nahm fie in jenem Bortrage

als ein Betriebscapital in Anfpruhs mit andern

Worten , e8 derlangte , dağ. jenes Capital , oder die

Suͤmme , die von den Ruͤckſtaͤnden alhaͤhrlich eingehe ,

Ind aus den Vorraͤthen alljaͤhrlich gelbst werde , zu

ſeiner Verfuͤgung geſtellt bleibe ; und zwar aus dem

Grunde , weil in einem jeden Jahre von den Steuern

und Einkuͤnften ungefaͤhr eben ſo viel in Ruͤckſtand

verbleibe , als die Einnahme an fruͤheren Ruͤckſtaͤnden
betrage .

Die Berathungen , zu weichen dieſe Rechenſchaft

in der zwehten Kammer Veranlaſſung gab , betrafen

theils und zuvoͤrderſt dieſes ſogenannte Betriebs⸗

capital , theils die Einnahme und die Ausgabe des
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Rechnungsjahres 1820 , in ihrer Beziehung auf dag

Budget des vorigen Landtages .

§. 6

Bey den Verhandlungen aͤber den erſteren Ge —

genſtand wurde zuvoͤrderſt die Frage aufgeworfen :
Ob nicht die in dem Vortrage des Finanzminiſteriums
angegebenen Ruͤckſtaͤnde, inſofern ſie ſich vonden Jahren
vor 180 herſchreiben , unter den der Amortiſations —
kaſſe auf dem Landtage des Jahres 1820 uͤberwieſenen

Ausſtaͤnden und Vorraͤthen begriffen ſeyen ? Das Fi —

nanzminiſterium that jedoch aus den Verhandlungen
des damaligen Landtages dar , daß der Beſchluß jenes
Landtages nur die Aktivkapitalien und Aktivreſte ge —

wiſſer Kaſſen ( der Generalſtaatskaſſe , der Kirchen⸗

baukaſſe zu Karlsruhe , der Kreiskaſſen , der Fluß und

Straßenbaukaſſen, ) und die Fruchtvorraͤthe nur bis zu
dem Werthe von 309,000 A. der Amortiſationskaſſe zu⸗

geeignet habe .
,

~ Die Berathung gieng nun zu, der Frage úber : Db

und unter welchen Bedingungen der fragliche Ruͤckſtand
und Vorrath zur Verfuͤgung des Finanzminiſteriums
zu ſtellen ſey ? und es faßte die zweyte Kammer ( in
der Sitzung vom 10 . Debr . 1822 der 8eſten ) einhellig
folgenden Beſchluß : ( Er iſt unter den dermalen vor —

liegenden Beſchluͤſſen , der Zeitordnung nach , der erfe : )
„ Die ſaͤmmtlichen Aktivreſte der Lokalkaſſen ſollen
dem Finanzminiſterium als ein zum Stammver —

moͤgen gehoͤriges Betriebskapital in der Art uͤber —

laſſen werden , daß daruͤber jederzeit ( alſo auf ei —

nem jedem Landtage ) gehoͤrige und genaue Nach—⸗
weiſung gegeben werde .
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ag

Die Berathung Ùber den anderen Gegenfkand —

die Pråfung der wegen deg Fahreg 1820 abgelegten

Rechnung nah Maafgabe deg Budgets vom Fahre

1820 . — ( alle die Ňbrigen dermalen vorliegenden Be -

fhlúfe der zwepten Kammer , 21 an der Zahl , beziez

hen ſich auf dieſen Gegenſtand , — führte dagegen

zu keinem definitiven Reſultate .

Es zog naͤmlich die zweyte Kammer zuvoͤrderſt die⸗

jenigen Poſten der abgelegten Rechenſchaft in Er —

waͤgung , in welchen die Ausgabe die Anſaͤtze des Bud —

gets vom Jahre 1820 uͤberſchritten hatte . Hier —

bey wurde hauptſaͤchlich uͤber die Frage geſtritten , ob

den Kammern wegen dieſes Mehraufwandes das Recht

der Nachbewilligung zuſtehe , oder ob ſie ſich , wie

von Seite der Regierungscommiſſaͤre behauptet wurde ,

auf die Erklaͤrung zu beſchraͤnken haͤtten , daß ſie ſich

bey dem Mehraufwande beruhigten , oder ( zum Behufe

einer zu erhebenden Beſchwerde ) nicht beruhigten .

Weniger wurde die Nothwendigkeit des geſchehe —
nen Mehraufwandes in Zweifel gezogen . In den Be —

ſchluͤſſen, welche in Gefolge dieſer Berathung gefaßt

wurden , genehmigte die zweyte Kammer die einzelnen

Poſten des Mehraufwandes , und zwar ſo , daß mehrere

dieſer Beſchluͤſſe ( . 3 . 5 . 6. 7. . ) ausdruͤcklich auf

eine „ Bewilli gung “ lauten .

Sodann gieng die zweyte Kammer zu den Er ſpar —

niſſen uͤber , welche , zufolge des Vortrages Deg Fi -

nanzminiſteriums , in Gemaͤßheit des Budgets vom

Jahre 1820 waͤhrend des Rechnungsjahres 1820

gemacht morden waren . Hierbey wurde insbeſon —
dere uͤber die Frage geſtritten : Welche von den

unterbliebenen Ausgaben man als Erſparniſſe
im Sinne des Budgets vom Jahre 1620 zu betrachten
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oder nicht zu betrachten habe ? Die Beſchluͤſſe der

zweyten Kammer , welche die Erſparniſſe des Jahres

1820 zum Gegenſtande haben , ſtehen insgeſammt mit

dieſer Frage in Verbindung . Wegen einiger niht ge -

ſchehenen Ausgaben wurde die Frage bejaht , wegen

anderer ( Beſchl . 14 . 16 . 19 . ) verneint .
Nachdem auf dieſe Weiſe zwar nicht uͤber alle

Angaben und Anſaͤtze der abgelegten Rechenſchaft ( vgl .

§. 8 ) jedoch uͤber die ſtreitigſten Poſten der Rechnung

beſondere Beſchluͤſſe gefaßt worden waren , und

nunmehr aus dieſen Beſchluͤſſen , den Vorderſaͤtzen , ein

allgemeines Reſultat zu ziehen war , faßte die

zweyte Kammer ( in der Sitzung vom 18 . Dechbr . der

88ſten ) folgende zwey Beſchluͤſſe :

1) Wurde die in Antrag gebrachte allgemeine

und namentliche Abſtimmung uͤber die Nachweiſung
Der får dag Fahr 1820 bis 1821 verwendeten Gelder

mit 31 Stimmen gegen 29 verworfen .

2 ) Ueber die Frage : Ob die Kammer wegen Nicht -

erfuͤllung des abgeſchloſſenen Vertrages zur Feſtſtellung
von Antraͤgen , welche aus Rechts - und Verfaſſungs —

fågen abzuleiten wåren , eine befondere Commiffion er -

nennen wolle ? befcohlog die Rammer mit 46 Stimmen

gegen 4 , Dağ die Frage auggefegt bleiben folle , big

auf dem naͤchſten Landtage die Nachweiſungen uͤber die

Finanzperiode des Jahres 1821 vorgelegt und berathen

ſeyn werden .

Die endliche Erledigung der ganzen

Angelegenheit iſt alſo von der zweyten

Kammer auf den naͤchſten Landtag ausge —

fegt worden .
;

A

§. 8 .

Hierbey muͤſſen wir noch Folgendes , was ſchon
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oben ( 5 . 7 ) gelegentlich beruͤhrt worden iſt , heraushe —

ben , daß die vorliegenden Beſchluͤſſe der zweyten Ram -

mer nicht alle die einzelnen Angaben und Anſaͤtze der

abgelegten Rechenſchaft durchgehen , welche , in Bezie⸗
hung auf das Budget vom Jahre 1820 betrachtet , zu

Einwendungen Veranlaſſung geben , oder auch bereits

beſtritten worden ſind . So erſtrecken ſich ‘ jene Be⸗

folije g Bomicht auf alle die Poſten , welche in der

abgelegten Rechenſchaft als Er ſparniſſe aufgefuͤhrt wer⸗

den . So wird ferner in jenen Beſchluͤſſen nicht die

Stelle der Rechenſchaft beruͤhrt , nach welcher auf die

zur Beſſerſtellung der Landſchullehrer — — 207000 fi.

am Golufe deg Jahres 14820 erf 105 f 33 fë . an -

gemwiefen worden waren . Wenn auch , zur Entſchuldi⸗

gung dieſes Verzuges , von dem Finanzminiſterium an⸗

gëfúhri wird , „ daş die Vosrarbeiten zur Vertheilung

der Summe zwiſchen den beiden Confeſſtonen und die

Eroͤrterungen uͤber die Anſpruͤche der Einzelnen eine

fruͤhere Verwendung der bewilligten Summe verzoͤgert

haͤtten “ ſo duͤrften doch dieſe M,00 fi : mwenigfeng alg

eine vom Jahre 1820 noch ruͤckſtaͤndige Zahlung und

Schuld mittelſt eines foͤrmlichen Peffer anzuer⸗

kennen geweſen ſeyn .

Nach die ſer

gefHiótlihen Einleitung

gehen wir jetzt zu der Begutachtung der einzelnen dermalen

vorliegenden Beſchluͤſſe der zweyten Kammer uͤber , bey die⸗

ſer Begutachtung der Zeitordnung folgend , in welcher die⸗

ſe Beſchluͤſſe vondet zweytenKammer gefaßt wotden find .

Lèon dem Vefhtuffe megen deg gur

Verfuͤgungſdes Finanzminiſteriums

zu ſtellenden Betriebscapitals

( VBgl. oben . . )

Protokolle der Erſten Kammer . ar Bd. 33
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§ : 9 .

Da a Beſchluß in den beſtehenden Rechten
und Einrichtungen uͤberall keine Veraͤnderung macht ,
da er uͤberdieß den Kammern alle die Rechte , welche

fie in Beziehung auf die Verfuͤgung uͤber die fragli —
chen Ruͤckſtaͤnde und Vorraͤthe anſprechen koͤnnen , mit⸗

telſt einer allgemein gefaßten Klauſel ſattfam vorbe⸗

haͤlt , und mithin auch fuͤr die Verhandlungen úber

das auf dem gegenwaͤrtigen Landtageé abzufaſſen —
de Budget auf Feine Weiſe maßgebend iſt , ſo traͤgt die

Commiſſion kein Bedenken ,

auf den Beytritt zu dieſem Beſchluſſe der zwehten

Kammer unbedingt anzutragen .

S: 10 .

Bugleich aber hat ſich die Commiſſion Aber den

Tyan vereiniget ; ,

daf die Kammer den Wunſch in dem Protokolle
niederlegen molle , daf jedesmal bey der Abfaſſung
des Budgets , und ins beſondere bey der

Abfaſſung des Budgets auf dem gegen :
waͤrtigen Landtage , die aug dén Ruͤckſtaͤnden
waͤhrend der letztabgelaufenen Budgetsperiode be —

zogene , ſo wie die waͤhrend der neuen Budgetsperiode
von den Ruͤckſtaͤnden zu erwartende Einnahme
zur Erleichterung des — ſorgfaͤltig eiftiget werde .

Zwar hat das — behauptet , daf
nie Einnahme , welche durch die Herbeytreibung der

Ruͤckſtaͤnde
und durch den Verkauf der unverkauft ge⸗

bliebenen Vorraͤthe des abgelaufenen Rechnungsjahres
in dem folgenden Rechnungsjahre erlangt werde , im

Durchſchnitte nur den ( ſich jedesmal ungefaͤht auf 10
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Procent belaufenden ) Ausfall in der Einnahme des
neuen Rechnungsjahres decke . —

Allein die Commiſſion glaubt auf dieſe Einwen —

dung erwiedern zu koͤnnen , daß die Einnahme von die⸗

ſen Ruͤckſtaͤnden , insbe ſondere wegen des Schwankens
der Fruchtpreiſe , bald bedeutend hoͤher, bald bedeutend
geringer ausfallen múfes ferner , daf èS von bem Fi⸗

nanzminiſterio abhaͤngen wuͤrde, bon den vorhandenen
Vorraͤthen mehr oder weniger ins Geld zu ſetzen , end⸗

lich , daß die Finanzverwaltung wegen : der Verlegen -
þeiten , die får fie aug der Anwendung der vorgeflas

genen Maßregel entſtehen koͤnnten, durch den Credit

von einet y, Mill , welcher der Staatskaſfe bép der Amor⸗
tiſatibnskaſſe eroͤffnetiſt , hinlaͤnglich gedeckt ſeyn duͤrfte.
<a

DiE Commiffion glaubte auf diefed Mittet ; die

Laſt der oͤffentlichen Abgaben zit erleichtern , beſoͤnders

in dem gegenwaͤrtigen Augenblicke hindeuten zu muͤſ⸗

ſen . Denn erwaͤgt man den in legten 6 big 7 Fähren

fo bedeitend geftiegenen Preis des Geldes , den Ein -

flug , den diefe Veraͤnderung insbeſondere auf die Lage

des Grundeigenthuͤmers gehabt hat , ferner die

Feſſeln , helche unſerem auswaͤrtigen Handel neuerlich

durch die Maßregeln anderer Staaten angelegt worden

ſind , ſo ſieht man ſich billig nach einem jeden Mittel

uͤm, durch welches das Mißverhaͤltniß zwifchen dem

Einkommen und dem Aufwande der Geſammtheit auch

nur ertraͤglicher gemacht werden koͤnnte . Uebrigens

berkennen wir zwar nicht die Schwierigkeit ,welche der

vorgeſchlagenen Maßregel in ſo fern entgegenſteht , als

dags neue Budget noch vor dem Ablaufe des letz tenRech⸗

nungsjahr s entworfen und den Kammernvorgelegt wird .

Allein die ſer Schwierigkeit laͤßt ſichdurch einen vo rlaͤu,
figen Rechnungsabſchluß ( auch in anderen $in-

—



—
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ſtchten iſt er wuͤnſchenswerth ) begegnen . Was das der⸗

malen zu beſchließende Budget betrifft , koͤnnen der Re —

gierung die Ruͤckſtaͤnde und Vorraͤthe des Rechnungs —

jahres 18211822 nicht mehr unbekannt ſeyn .

U . Von den Beſchluͤſſen der zweyten Kam —

mer , welche die uͤber die Staatshaushal —

tung waͤhrend des Jahres 1820 abgelegte

Rechenſchaft zum Gegenſtande haben .

4 .

Bey der Begutachtung dieſer Beſchluͤſſe glauben

wir vor allen Dingen die Vorfrage eroͤrtern zu muͤſſen ,

ob denn den Kammern uͤberhaupt das Recht zuſtehe ,

wegen der Beobachtung des Budgets vom Jahre 1820

Rechenſchaft zu verlangen ? — Der Zweifelsgrund iſt

der , daß die Verfaſſungsurkunde § . 56 die flare
Bor-

ſchrift enthaͤlt :

„ Die Staͤnde koͤnnen die Bewilligung der Steuern

nicht an Bedingungen knuͤpfen ; “

in dem vorliegenden Falle aber die Beſchluͤſſe der zwey⸗

ten Rammer eines pBertrageg , einer Ueber

einkunft “ erwaͤhnen , wodurch im Fahre 1820 das

Budget feſtgeſetzt worden ſey , daß mithin allen den

Antraͤgen , welche die Kammern wegen der dermalen

abgelegten Rechenſchaft machen koͤnnten , ein Geſchaͤft

zum Grunde zu liegen ſcheint , gegen deſſen Rechtsbe —

ſtaͤndigkeit die erheblichſten Zweifel obwalten duͤrften .

Indem wir jetzt dieſe Einwendung zu beſeitigen

gedenken , koͤnnen wir freylich nur einen Auszug aus

dem entſcheidend wichtigen Protokolle der geheimen

Sitzung der zweyten Kammer vom 27 July 1820 zum

Grunde legen . Allein , waͤre es auch erlaubt , anzuneh —

men , daß in dieſem Auszuge weſentliche Punete uͤber⸗
gangen worden waͤren ; ſo muͤſſen wir doch zweifeln,
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ob die eine Kammer von der anderen die Mittheilung

eines uͤber eine gehe ime Sitzung gehaltenen Proto⸗

fones gu verlangen ” berechtiget fep , - Auf jeden Fall

darf die Erſte Kammer ſchon auf das Anſehen jenes

Aus zuges hin ein Urtheil faͤllen. k

Der ŞS. 56 Der Verfiſſungsurkunde ,auf welchem

der aufgeworfene Zweifel beruht , bezieht ſich unſtrei⸗

tig auf die Sitte der Vorzeit , daf in den teutſchen

gàndern die Gtånde , wein fie Steuern -bewiligten ,

gewife Vorbehalte und Boꝛingungen hinzufuͤgten , wel —

ae niht die Arten , oder ven Betrag oder Vie: Ber -

wendung der zu erhebenden Steuern , fondern die Be -

ſchraͤnkung der landesherrlihen Gewalt in andern

Beziehungen zum Gegenſtade hatten . Daß dieſer

Gebrauch oder dieſer Mißbreich nicht wieder aufleben

ſollte , das und nur ſoviel beppeckt jene Stelle .

Nun iſt aber das Budgelvom Jahre 1820 , ſo wie

es von der Erſten Kammer , nch Maßgabe der ihr von

der anderen Kammer damals zeſchehenen Mittheilun⸗

gen , angenommen worden iſt , ſ gefaßt und beſchaffen ,

daß man nicht behaupten kann daß es unter dem Ver⸗

bote des 56 . 8. der Verfaſſunsurkunde , ſo wie dieſes

Verbot zu verſtehen iſt , begrien ſey . Mag man auch

jenem Budget vorwerfen koͤntm , daß es , die Verwen

dung der oͤffentlichen Ausgaln nicht im Einzelnen

beſtimmend , die eine Hauptafgabe eines Budgets un⸗

beruͤckſichtiget gelaſſen habe . Es beſchraͤnkt ſich doch

allemal auf die Arten un den Betrag und auf

die Verwendung der oͤffentlhen Einkuͤnfte . Nicht in

Beziehung auf jenen Şenyondern nur in Beziehung

auf den Gang , welchen daals die Verhandlungen

nahmen , kann eg ein Bertr genannt werden .
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$: 12 ,

Bon defto groͤßerer Erhedlichkeit ſcheint der Com⸗
miffiom eing andere Borfrage zu fepne Goll die

Kammer fġonjeştaufrine Beſchlußnahme
uͤber die einzelnen vorliegenden Beſchluͤſſe
der zw eyten Kammer eingehen ? Eg glaubt
ſogar die Commiſſton dieſe rage verneinen zu muͤſſen ,

und fie ſtellt daher den Antag :
:

daß die Rammer die Bifhlufnahme Ùber die frags
© lihen Befchlafe der zveyten Rammer einſtweilen

untd bis daß ihr die anlere Kammer die in dem letz⸗
ten dieſer Beſchluͤſſe ( Sitzung vom 18 . Decbr .

" 1822 die 88fte Nro . 7) gedachten Anträge mitges
theilt haben werde , esgeſetzt ſeyn laſſe , und die

Mittheilung der zwyten Kammer in ſo fern dies
ſem Antrag gemaͤß kLantworte ;

und: * aus folgendenGründen z
R 13

iay Die vorliegenter Beſchluͤſſe der zweyten Kam⸗

mer , in ſo fern ſie die einzelnen Poſten des Mehrauf⸗
wandes und die einzeln Erſparniſſe betreffen , find of-
fenbar Pramiffen oer Borderfåge , aug wels

hen dereinft der SHl fag — dig wegen der Nicht⸗
beobachtung Deg ` Budts vom Jahre 1820 defi⸗
nitiv zu ergreiſenden Vregeln —abgeleitet werden
folen . Nun gehen aber wie fon §. 8 an : und aug -

gefuͤhrt worden iſt , die Beſchluͤſſe nicht ‘ auf atle |
Angaben “ und Anſaͤtze devon dem Finanzminiſterum
abgelegten Rechen ſchaft, foern nur auf diePoſten welche |
in der aneren Kammer vgugsweiſe

i
in Zweifel gezogen

worden find ES Fann faer auch die Grage aufges
worfen werden , ob , fo win den vorliegenden Befeli f-
fen gefhehen if , der Mekufwand vonden Erfparnif

Ean

e
a

aa
aa
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ſen zu trennen geweſen waͤre, da die Regierung , ſo

wie die Sache liegt , erniedern kann , daß ſie gerade in

den Verwaltungszweigen , welche anerkanntermaßen ei —

nen unvorhergeſehen groſen Aufwand erfordert haͤtten ,

Erſparniſſe beſchloſſen odr beabſichtiget habe . ¶ Wenn

nun die Kammer gleichwhl den vorliegenden Beſchluͤſ⸗

ſen beytraͤte , ſo wuͤrdeſie ſich der Gefahr ausſetzen

dereinſt eine Erwartung ie ſie erregt haͤtte , zu kaͤu⸗

ſchen , oder eine Verbindlickeit , die man aus dem Beyz

zritte folgern koͤnnte, unerſillt zu lafen ? Bwar tiefe

ſich dieſe Bedenklichkeit daurch heben , daß die Kam -

mer auf das Ganze der agelegten Rechenſchaftein⸗
gienge . Aber , nicht nur de Lage der Sache nach ,

ſondern auch nach der Verfaſſngsurkunde , ſind in dem

vorliegenden Falle die Beſchlie der zweyten Kammer

fuͤr uns der Gegenſtand der Lrathung .
$: 14 T an

M Auch das laſſen die Beſchluͤſſe der zweyten

Kammer noch ungewiß , wohin ie Entſcheidungen uͤber

die einzelnen Poſten des Mehlufwandes und des Er⸗

ſparniſſes am Ende fuͤhren ſlen . Zwar ergiebt ſich
aug Den 6. 7 angefuͤhrten Beſluͤſſender zweyten Kam⸗

mer ſattſam , daß dieſe Kamer das Budget vom

Jahre 1820 als nicht erſullt etrachte . Aber die end⸗

tihe und Die Hauptfrage :w nun megen dDiefer Nicht -

erfuͤlung deg Budgets : gtfhen ſolle ? — hat dieſelbe

Kammer auf den naͤchſten ndtag ausgeſetzt . Gien —

gen nun auch die vorliegendeBeſchluͤſſe auf eine jede

ein zelne Angabe der abegten Rechenſchaft ein ,

und ſollten auch alle dieſe Bhluͤſſe får ſich die Zu⸗

ſtimmung Der Erften Kammejaben , fo wirde eg doh

noch immer bedenklich ſeyn chon jetzt zu einer Be —
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ſchlußnahme zu ſchreiten , dern endliches Reſultat

nichtmit
t

eatin vorauszuehen iſt .

a$ § . 15

) 3 ) Der bon der Commifion gemachte Antrag hat

auch das fuͤr ſich , daß er den Schwierigkeiten vor⸗

beugt , welche ſonſt bey dem borliegenden Gegenſtande
der Berathung wegen der Vaſchriften des 60 . des 64 .

und des 73 . 6. der Verfaſſugsurkunde entſtehen koͤnn⸗

ten . Es iſt dermalen vo einem Finanzgegen —
fande die Nede . Wenn ilfo ein Beſchluß der Er —

ſten Kammer von einem Bcchluſſe der zweyten abwiche ,
fo- wirden die Gtimme ” der Mitglieder beider

Kammern zuſammengezaͤhe Welcher Uebelſtand koͤnnte

und wuͤrde nun eintreti , wenn ſo bey einer Haupt⸗
praͤmiſſe die Meinung dere in en , und bey einer andern

Hauptgrimdlage : oder b) dem Endrefultate die Mei — |

nung der andern Kamer das Uebergewicht erhielte ?
46 —

+

a

aa,

Endtid: 4. gewaͤhrt er Antrag der Commiſſton auch
den Vortheil, daß die frage D6 , wenn ein Budget
in den Ausgaben uͤberhritten worden ift , den Kams

mern das Recht der alchbewilligunßg zuſtehe ?

cinfiweilen an ihren D gftelt - bleiben fann . Wir

werden auf diefe Frag heiter unten zuruͤckkom —

men , ür jegt bemerkemwir nur ſoviel , daf , fo wie

die Sache eingeleitet woen iſt , eine Nachbewilligung
der Schwierigkeit unterlit , daß es an einem Gefetz⸗
entwurfe fehlt , welcher ee Bewilligung verl angte —

Auf der andern Seigtaubt die Commiffion nicht

die Einwendung befuͤrch zu muͤſſen , daß ihrem An⸗

trage die Verfaſſungsurkue 68 . 60 . 61 . 73 . entgegen⸗

fehe . Denn eg ift in ù Antrage der Commiſſion
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nicht von einer Abaͤnderung oder Verbeſſerung

der Beſchluͤſſe der zweyten Kammer , ſondern nur von

der Ausſetzung der Beſchlußnahme bis zum

naͤchſten Landtage die Redez ; auch liegt derma —

len noch nicht ein Ganzes zur Abſtimmung vor , und

gleichwohl druͤckt ſich die Verfaſſungsurkunde ( 8. 60 )

ſo aus :

„ Ein Gefetzentwurf uͤber Finanzgegenſtaͤnde ( vergl .

. 73 ) kann nur dann , wenn er von der zwey —⸗

ten Rammer angenommen worden ift , an die Er -

fe Rammer zur Mbftimmung ñber Annahme oder

Nichtannahme im Ganzen gebracht werden . “

N: 18 .

Uebrigens wird man den Antrag der Commiſſion

nicht ſo deuten , als ob ſie die Anſicht der zweyten Kam —

mer , daß das Budget vom Jahre 1820 waͤhrend des

Rechnungsjahres 16820 — 1821 nicht beobachtet : mor -

den fey , irrig gefunden habe , und noh weniger fo ; alg

pb fie Anfand genommen habe , ihre Meinung úber diefe

Anſicht auszuſprechen . Sie traͤgt kein Bedenken , ſich

fuͤr dieſelbe Anſicht unumwunden zu erklaͤren . Von be —

deutenden Veraͤnderungen und Einſchraͤnkungen , die

man , um die ſo feyerlich verhieſſenen Erſparniſſe in

Bollziehung zu ſetzen , gemacht hatte , iſt in der abge —

legten Rechenſchaft nicht das Erwuͤnſchte zu erſehen .

Vielmehr hat das Finanzminiſterium als Erſparniſſe fo -

gar Ausgaben , die nicht gemacht zu werden brauch ten,
aufgefuͤhrt· Auch von den Folgen , welche die Muffet -

lung einer „Staatsverwaltungs - Vereinfachungs - und

resp . Erfparungs - Commiſſton“ gehabt hat , iſt nichts

zur oͤffentlichen Kenntniß gekommen !
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ueber die von der Beobachtung eines

Budsete abzulegende Rechenſchaft
im Allgemeinen .

§ 19.
Die aufgabe, welche die Kammer durch die Be ,

ſchlußnahme uͤber die abgelegte Rechenſchaft, zu loͤſen

hat , iſt auch deßwegen ſo wichtig und ſo ſchwierig , weil

die Aufloͤſung ohne Vorgang in der Vergangenheit , zur

Regel fuͤr kuͤnftige Faͤlle dienen kann und wird .

Das Finanzminiſterium ſcheint von der Vorausſe⸗
tzung ausgegangen zu ſeyn , daß der vorliegende Fall

nach Der Mnalogie dDer Faͤlle zu beurtheilen fey , in wel -

hen ein Verrechner der ihmvorgeſetzten Behoͤrde Rech⸗
nung iber Einnahme und Ausgabe ablegt . Einer an =

dern Anſicht folgte offenbar Die zweyte Kammer , indem

fir dag ! Recht der Nachbewilligung in Anſpruch

nahm ” Gie wollte die Reſultate einer ſolchen Rechen⸗

ſchaft , in wie fern fie von dem Budget abweihen , in

Wege der Gefegge bung erledigen.
Deſto nothwendiger iſt es , dag , was geſchehen iſt ,

und was in Zukunft heſchehen ſoll , aus einem ſelb ſt⸗

ſtaͤndigen und TETES SaN zu

betrachten.
Şa 20 .

Cinjeder Staat , welcher in feinem Haushalte Drd :

nung ſtiften und erhalten will , muß die Einrichtung tref⸗

fen , daß uͤber die geſammte oͤffentliche Einnahme und

Ausgabe von Zeit zu Zeit Rechnung abgelegtwerde .
In einem Staate , in welchem ( wie in dem unſeri⸗

gen ) ein Budget , und zwar - ein mit Zuſtimmung der

K amme rn feſtgeſetztes Budget , die Regel der Staats :

haushaltung iſt , hat eine ſolche Geſammtrechenſchaft

noch uͤberdieß einen be ſon dern Ginn und Zweck .
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Denn erſtens : es liegt einer ſolchen Verwaltung

die Voraus ſetzung zum Grunde , daß die Einnahme

und die Ausgabe eines jeden einzelnen Jahres
—im Ganzen und im Einzelnen — einer im voraus

beſtimmten Regel unterworfen werden koͤnne , und

geſetzlich unterworfen ſey . Allein die Wirklichkeit kann

dieſer Vorausſetzung vollkommen nie entſprechen . Bald

wird im Ganzen , bald wird in einzelnen Faͤchern

mehr ausgegeben , als der bewilligte Credit auszugeben

gefiattete s bald wird weniger eingenommen ; alg man

einzunehmen erwartete. Ohnehin iſt eg eine nur mill

kuͤhrliche, ( wenn auch ſehr zweckmaͤßige ) Einrichtung
in der Staatshaushaltung, Abſchnitte nach Jahren

zu machen ; die Einnahmen und Ausgaben ſind fort -

laufend , ſie koͤnnen nur in den Rechnungen nach

Jahren geſondert werden . — Die Aufgabe alſo , wel⸗

che bey dieſer Regel der Staatshaushaltung mittelſt
jener Geſammtrechenſchaft zu loͤſen iſt , beſteht darinne ,
die Praxis mit der Theorie in Uebereinſtimmung zu

ſetzen — de h. die wirkliche Einnahme und Ausgabe
eines jeden Jahres mit der im Budget beſtimmten oder
vorausge fetzten — im Ganzen und im Einzelnen — in

Einklang zu bringen , um das Budget eines jeden Jah⸗

res auch nach Ablauf des Jahres , als ein fuͤr ſiſich

beſtehendesGanzes behandeln zu koͤnnen .
Hierzu kommt zweytens ; dafi fo mie in den

Staaten diefer Art das Budget mit Zuſtimmung der

Kammern feſtgeſetzt wird , ebenſo jeneAusgleichung
zwiſchen der wirklichen und der vorausge ſetzten Einnah⸗
me und Ausgabe nicht ohne die Zuſtimmung oder Ge⸗

nehmigung der Kammern geſchehen kann . Wenn auch

die den Kammern in dieſer Beziehung zuſtehenden Rech —

te nach der Verſchiedenheit der Verfaſſungen verſchie —
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den ſeyn koͤnnen , und verſchieden ſin d, ſo wuͤrden

doch die Kammern , wenn ſie bey der abzulegenden Re⸗

chenſchaft und bey jener Ausgleichung uͤberall keine

Gtimme båtten , mehr dem Ramen ’ ald der Gacdhe

nach ein Bewilligungsrecht habens
Mit einem Worte alfo , in einem Gtaate Der oben -

gedachten Art , måfen . mit der Geſammtrechenſchaft
uͤber Einnahme und Ausgabe Maßregeln verbunden

werden , mittelſt welcher das Budget , auf welches ſich

die Rechenſchaft bezieht , und zwar auf eine dem Be —⸗

willigungsrechte der Kammern entſprechende Weiſe ,

aufrecht erhalten wird .

§. A .

Unter den verſchiedenen Maßregeln , welche zur

Erreichung dieſes Zweckes ergriffen werden koͤnnen ,

duͤrfte ſowohl in rechtlicher , als in ſtaatswirthfchaftli —

cher Hinſicht die vorzuͤglichſte die ſeyn , daß jedesmal ,

fo wie die Geſammtrechenſchaft uͤber die wirkliche Ein —

nahme und Ausgabe eines oder mehrerer Budgetsjahre

den Kammern abgelegt wird , zugleich ein Gefegents

wurf zur Berichtigung und Abſchließung des Bud⸗

gets fuͤr dieſes Jahr , oder fuͤr dieſe Jahre — das Re⸗

fultat der abgelegten OPERON
— den Kammern

vorgelegt wirt :

Es hat dieſe Maßregel das Anſehn der franzoͤſi⸗

ſchen Finanzverwaltung fuͤr ſich , ( vergl . insbeſondere

das Geſetz v 25 . Maͤrz 1817 tit . XI . und das Geſetz

b. 15 . März 1818 Art . 107 . ) einer Verwaltung , welche

fh im Rechnungsfache ganz beſonders auszeichnet .

Es gewaͤhrt dieſe Maßregel noch den Nebenvortheil ,

daß ſie die Verhandlungen der Kammern uͤber die ab⸗

gelegte Rechenſchaft nicht wenig abkuͤrzt.
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Ka ,

Der Inhalt eines ſolchen Gefegeg wird niht nur

nach Beit und Umſtaͤnden , ſondern auch auth Maßgabe
des verſchiedenen Umfanges der den Kammern zu —

ſtehenden Rechte verſchieden ſeyn . Anders wird das

Geſetz , z. B . in den Staaten lauten , in welchen die

Kammern nur das Recht der Steuerbewillugung

haben , anders in den Staaten , in welchen die Kam —

mern zugleich berechtigt ſind , die Verwendung der

oͤffentlichen Einkuͤnfte , namentlich in der Maaße zu

beſtimmen , daß ſie den Betrag der Ausgaben im Ein —

zelnen ( mittelſt ſpecieller Credite ) feſtſetzen , wenn ſich

ſchon , wie von einem Mitgliede der Commiſſion aus⸗

druͤcklich bemerkt wurde , auch in dem letztern Falle

die Kammern bey der Entſcheidung Aber cine ihnen

abgelegte Rechenſchaft ohne Gefahr auf die Erwaͤgung

befchraͤnken koͤnnten , ob eine unbewilligte Auflage erho —

ben , die Einnahme im Ganzen uͤberſchritten worden

s Großherzogthum Baden gehoͤrt uͤbrigens un —

hhi 9 den Staaten der letzteren Art . Denn der

55 . der Verfaſſungsurkunde , nach welchem mit dem

Entwurfe des Auflagengeſetzes das Staatsbudget

den Kammern zu uͤbergeben iſt “ , kann wohl nur in

dem Sinne gedeutet werden , daß den Kammern das

Recht zuſtehe , nicht nur die oͤffentlichen Abgaben , ſon⸗

dern auch die Verwendung der Staatseinkuͤnfte , und

zwar ſpeciell zu beſtimmen . Zu demſelben Reſultate

fuͤhrt der F. 59 . derſelben Urkunde , nach welchem die

Civilliſte , ohne Zuſtimmung der Staͤnde nicht erhoͤht

und , ohne Bewilligung des Großherzogs , niemals

gemindert merden fann .

Auch ſind in die ſem Geiſte , nach dem Vorgange
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verwandter Staaten , die Budgets abgefaft worden ,
welhe die Regierung den Kammern im Fahre 1820

und im apre 1522 vorgelegt þat .

In dem Großherzogthume Baden alſo wirde ein

Gefez der in Frage fichenden Art zugleich eine Nach

bewiltigung wegen derjenigen Gummen enthalten ,
um welche der in Dem Budget befimmte Betrag der

einzelnen Ausgaben uͤbetſchritten worden waͤre .

§. 23.
In der Ueberzeugung von der Zweckmaͤßigkeit der

in dem Obigen eroͤrterten Maßregel , traͤgt nun die

Commiſſion darauf an :

Seime Koͤnigl . Hoheit, den Großherzog mittelſt
einer beſondern Vorſtellung unterthaͤnigſt zu bitten ,

daß Hoͤchſtdie ſelben gnaͤdigſt geruhen wollen , den

Kammern in Zukunft auf einem jeden ordentlichen
Landtage einen Geſetzentwurf zur definitiven Re -

gulirung , der in den letztverfloſſenen Budgeisjah⸗
ren ſtatt gehabten Einnahmen und Ausgaben, Cin-

ſofern die Rechnungen dieſer Jahre geſchloſſen ſeyn
koͤnnen ) zugleich mit „ der detaillirten Ueberſicht
úber dié Verwendung der verwilligten Gelder, ”

waͤh rend dieſer Jahre vorlegen zn laffen .

$, KAA
‘ Die Commiffion erlaubt ſich , in Beziehung auf

dieſen Vorſchlag , noch folgendes hinzuzufuͤgen:
Unfer Staatshaushalt hat mit dem der meiſten

deutſchen Bundesſtaaten das gemein , und weicht von

dem Haushalt dnderer : Õfaaten , 3. B. von Hem des

britiſchen and von dem des franzoͤſtſchen Reichs da —⸗

rinne ab , daß die Staatseinnahme theils in Geld ,
theils in Naturerzeugniſſen ( z. B . in Frucht und
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Wein) beſteht . Wir wollen hier nicht auf die ſtaats —

und nationalwirthſchaftlichen Vortheile oder Nachtheile

einer Siaatseinnahme welche blos in Geld beſteht ,

eingehen . So viel iſt wenigſtens gewiß , daß zu dem

Syſteme der Budgets , alſo zu dem Syſteme , welches

zu dem Weſen unſerer Verfaſſung gehoͤrt , nur eine

reine Geldeinnahme ſtimmt . Denn nut tine Ein -

name die fer Art hat diejenige Sicherheit und Gewif -

heit , welche die Staatseinnahme haben muf , wenn man

im Stande ſeyn ſoll , ein Budget genau zu
——

und gehoͤrig zu vollziehen .

Dabey wurde in Ihrer Commiſſion von mehreren

Seiten der Wunſch geaͤußert , daß man doch ein jedes ,

der Verfaſſung nach , zulaͤßige Mittel anwenden moͤge ,
das Staatseinkommen immer mehr und mehr in ein

reines Geldeinkommen zu verwandeln . E $ wurde in

dieſer Hinſicht unter anderem von unſerem verehrungs⸗

wuͤrdigen Herrn Praͤſidenten , der gewbiß ſehr beherzi

gungswerthe Vorſchlag in Anregung gebracht , die Ci —

villiſte durch Domaͤnen zu dotiren , ein Vorſchlag , der

ſich auch durch mehrere andere Vortheile , die er zufaͤllig
gewaͤhren wuͤrde , empfiehlt .

So bedeutend aber diid die Schwierigkeiten ſind ,

welche die dermalige Beſchaffenheit unſeres Staatsein⸗

kommens der Feſtſetzung und Beobachtung des Budgets

entgegenſtellt , ſo liegt doch in eben dieſen Schwierig —

keiten ein neuer Grund , durch eine moͤglichſt vollkom⸗

mene Ordnung des Rechnungsweſens das Gleichgewicht

zwiſchen dem Budget , der geſetzlichen Regel fuͤr den

Staatshaushalt , und zwiſchen der wirklichen Einnahme

und Ausgabe des Staates zu erhalten oder wieder her —

zuſtellen .
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Wiederholung der in dieſem Berichteée
enthaltenen Antraͤge :

) Dem Beſchluſſe der zweyten Kammer , wegen des

von dem Finanzminiſterio in Anſpruch genomme —

nen Betriebscapitales beyzutreten ; C5- . )
Bden Wunſch im Protokolle auszuſprechen , dieſes

Betriebscapital , insbeſondere bey der Abfaſſung

des jetzig en Budgets , zur Erleichterung des Landes

zu benutzen ; ( 8. . )

3 ) die Beſchlußnahme uͤber die uͤbrigen , dermalen

vorliegende , Beſchluͤſſe der zweyten Kammer einſt⸗

weilen ausgeſetzt ſeyn zu laſſenz ( F. 142. )

4) Ge . Königt . Hoheit , den Grofherzog , mitteli ct

ner beſondern Vorſtellung unterthaͤnigſt zu bitten ,

daß Hoͤchſtdieſelben gnaͤdigſt geruhen wollen , den

Kammern in Zukunft auf einem jeden ordentlichen

Landtage einen Geſetzentwurf zur definitiven Re —

gulirung der in den letztverfloſſenen Budgetsjahren

ſtatt gehabten Einnahmen und Ausgaben ( in ſo fern

die Rechnungen dieſer Jahre geſchloſſen ſeyn koͤnnen, )

zugleich mit der detaillirten Ueberſicht uͤber die Ver —

wendung der verwilligten Gelder waͤhrend dieſer

Jahre , vorlegen zu laſſen . “
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